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Nur tote Blätter sind gute Blätter?

Neuerlich wurden drei Zeitschriften –
akin, Die Alternative und ZOOM – von
der Bundesregierung unter Bruch der
Verfassung von der Publizistik-
förderung ausgeschlossen.

n MARKUS KEMMERLING

Sie kennen den von ÖVP-Klubobmann
Andreas Khol vor geraumer Zeit aufges-
pannten Verfassungsbogen, unterhalb
beziehungsweise außerhalb dessen er je
nach Wetterlage politische Freunde und
Feinde ortet? Jenes Bauwerk, das, wäre
es errichtet, mit ähnlichen statischen
Problemen zu kämpfen hätte wie
sizilianische Mafiabauten? Und Sie erin-
nern sich noch an die letztjährigen
Kalamitäten um die Publizistik-
förderung, als die Bundesregierung auf
E rp r e s sung  de r  ÖVP  h i n  v i e r
Zeitschriften (EKG, Die Linke, Unitat
und ZAM) trotz Erfüllung der geset-
zlichen Kriterien von dieser ausschloß?

Nun, bekanntermaßen lassen ideolo-
gisch motivierte Täter, einmal erfol-
greich, von ihren Handlungen nicht frei-
willig wieder ab. Daher boten Khol &
Co. dieses Jahr eine Neuauflage ihres
skandalösen Vorgehens aus dem Vor-
jahr, was in Folge zu einem regen
Verkehr unter erwähntem Verfassungs-
bogen führte.

Ende November blockierte die ÖVP die
Beschlußfassung der Publizistik-

förderung im Ministerrat. Sie forderte,
zwei ihr nahestehende Publikationen
(Academia und Couleur) zu fördern, ob-
wohl diese die gesetzlichen Vorausset-
zungen nicht erfüllten. Gleichzeitig soll-
ten elf Alternativmedien (akin, Die Alter-
native, an.schläge, ArbeiterInnenstand-
punkt, AUF – Eine Frauenzeitschrift, Ju-
ridikum, Lambda-Nachrichten, Revolu-
tionärer Marxismus, Rosa-Lila Buschtrom-
mel, UNITAT und ZOOM) entgegen der
Empfehlung des überparteilichen Fach-
beirats ausgeschlossen werden. Khol
hatte in ihnen „Enunziationen“ ausge-
macht, die zu fördern „im Sinne einer
wehrhaften Demokratie nicht vertret-
bar“ sei.

Die politischen Ansichten des Herrn
Khol sind im Bundesgesetz über die
Förderung politischer Bildungsarbeit
und Publizistik nicht als Kriterien vorge-
sehen. Gegen sein seltsames Begehr
protestierten daher auch Grüne, Lib-
erales Forum, die Vereinigung alternativer
Zeitungen und Zeitschriften (VAZ), die
inkriminierten Medien und die Journal-
istengewerkschaft. Letztere brachte das
Kholsche Begehr auf seinen Begriff:
„Wirtschaftszensur“.

Die SPÖ ging trotzdem in die Knie. In
einem Gespräch zwischen Khol und
seinem Widerpart auf Seiten der SPÖ,
Peter Kostelka, wurde der Gesetzes-
und Verfassungsbruch paktiert: Keine
Förderung für Academia und Couleur,
aber auch keine für die Gewerkschaft-
szeitschrift Die Alternative, die akin –
aktuelle informationen, das feministische
Magazin an.schläge und die ZOOM.

Es folgte eine anschauliche Demonstra-
tion in Sachen Öffentlichkeitsarbeit
durch den SP-Klubobmann. Via APA
empfahl er, „die Empfehlungen der Ex-
pertenkommission ernstzunehmen und

auf“ – jene von ihm selbst zuvor
getätigten – „Tauschgeschäfte zu
verzichten“. Kostelkas Resümee über
sein und Khols Verhandlungsergebnis:
„Das ist ein Rückfall in Metternichsche
Pressezensur.“

Vollends zur Farce geriet die Öf-
fentlichkeitsarbeit der ÖVP, als im näch-
sten Ministerrat die Publizistik-
förderung neuerlich auf der Tagesord-
nung stand. Während die MinisterInnen
noch heftig debattierten, wußte Khol
bereits: „Zeitschriften, die alle dem link-
s-alternativen Spectrum angehören und
mit dem TATblatt in Verbindung ste-
hen, das dazu aufruft, die Verfassung-
sordnung der Republik mit Gewalt zu
beseitigen“, seien ebenso von der
Förderung ausgeschlossen worden wie
solche, die „zur Wehrdienstver-
weigerung aufrufen“ – also einerseits
Medien, die für Gewalt, und anderer-
seits solche, die dagegen einträten; ein-
erseits Medien, welche die Verfassung
zu beseitigen trächten, und andererseits
solche, die dazu aufriefen, ein von dies-
er garantiertes Grundrecht in Anspruch
zu nehmen. Bei soviel inhaltlicher
Klarheit erstaunt es wenig, daß der
verkündete Beschluß gar nicht gefaßt
worden war. Doch Khols Statement war
längst über die Fernschreiber gegangen,
als Kanzler Vranitzky den zuvor akko-
rdierten Antrag wieder zurückzog.
Frauenministerin Konrad hatte sich
quergestellt – und die SPÖ somit für
kurze Zeit wieder unter den Verfas-
sungsbogen zurückgeführt, aus dem
Khol sich mit seinem Bekenner-
schreiben endgültig hinauskatapultiert
hatte.

Khol reagierte mit einem Pamphlet,
welches er Anfang Dezember als
schriftliche Anfrage an den Bundeskan-
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zler im Nationalrat einbrachte (1602/J,
XX.GP/NR). [1] Schlußendlich beschloß
auch die SPÖ, daß ihr Metternich und
Bogen näher sind als die Verfassung
und stimmte mit der ÖVP in den Fällen
akin, Die Alternative und ZOOM gegen
eine Förderung. Khol war zufrieden
und zog seine sogenannte Anfrage wied-
er zurück.

Die Journalistengewerkschaft wird inter-
nationale Gremien über den neuer-
lichen „Meinungsterror“ (Grünabgeord-
neter Voggenhuber) informieren. Die
drei betroffenen Medien bereiten zur
Zeit eine Beschwerde beim Verfassungs-
gerichtshof vor. Trotz der Schwierigkeit-
en – hohe Kosten, fehlender individu-
eller Rechtsanspruch – scheint eine
Beschwerde nicht aussichtslos. Denn:
Ideologisch motivierte Täter lassen, ein-
mal erfolgreich, von ihren Handlungen
nur selten freiwillig wieder ab.

Klein-Metternichs
„Enunziationen“
Khols Anfrage, zwölf Seiten offener und
unterschwelliger Beschimpfungen ge-
gen zehn Alternativmedien, Bundeskan-
zler und SP-Kubobmann, ist ein Stück
Propaganda, das eine Reihe von Stan-
dardmethoden dieses Genres ein-
drucksvoll zur Schau stellt.

Khols zentrale Methode ist  die
Umkehrung, weitverbreitet und allseits
beliebt: Um von seinem eigenen
Agieren („außerhalb des Verfassungsbo-
gens befindliche Aktivitäten“) abzu-
lenken, wirft er genau dieses seinem
politischen Gegner vor.

Eine andere extensiv von ihm bemühte
Methode ist die Übertragung: Mißbilli-
gung wird von einem Sachverhalt auf ei-
nen anderen übertragen, um letzteren
als unannehmbar erscheinen zu lassen.
So suggeriert Khol aus der Kritik der
ZOOM an polizeilichen Ermittlungen ge-
gen eine politische Gruppierung, dem
Revolutionsbräuhof, eine ideologische
und strukturelle Nähe, wenn nicht
Übereinstimmung, der Zeitschrift mit
eben dieser Gruppierung. Einige Ab-
sätze weiter findet sich die ZOOM dann
in einer Gemeinschaft mit den Zeugen
Jehovas wieder, und so weiter und so
fort. Jede Zeile des Kholschen Papiers
ließe sich, wäre es nicht langweilig,
dergestalt analysieren.

Ein Hauptvorwurf Khols sind Inserate

des TATblatts in den denunzierten Medi-
en und vice versa. Wie wäre es, wenn
wir dementsprechend festhielten, daß

die bürgerliche Presse 1996 Inseratea.
der Jungen Freiheit und der rechtsex-
tremen Aula schaltete, deren Heraus-
geber wegen eines dort erschienen
Artikels nach dem Verbotsgesetz
verurteilt wurde,
dieselbe Zeitung erst unlängst im re-b.
daktionellen Teil ihrer Wochenend-
beilage dazu aufrief, die Bücher
eines linksanarchistischen Autors,
Noam Chomsky, zu lesen und
aus a. und b. den Schluß zögen, daßc.
die Presse einem linksanarchis-
tisch-rechtsextremen Netzwerk – was
immer dies sein sollte – angehörte,
ihr daher auch keine Presse-
förderung zustände?

Würden Sie uns dann noch für voll neh-
men?

Khol und seine Mannen greifen mit
ihren seit dem mißglückten Versuch ein-
er Strommastsprengung bei Ebergassing
im April 1995 getätigten Denunzierun-
gen direkt auf die Methoden der FPÖ
zurück. So wirft Khol der Alternative
vor, ein Inserat einer „linksanarchis-
tischen Vereinigung“ namens „Anarchia
Randalia“ veröffentlicht zu haben. Dies-
er sachlich falsche Vorwurf (es han-
delte sich um ein Kabarettprogramm)
entstammt einer Parlamentsrede des
freiheitlichen Abgeordneten Ewald Sta-
dler aus dem Juni 1995, in welcher
dieser eine Involvierung grüner Abgord-
neter und „linker Kreise“ in die Morde
von Oberwart herbeiphantasiert hatte.

Schließlich ist auch Khols Rede von der
„wehrhaften Demokratie“ verräterisch.
Die Konstrukte der „wehrhaften“ bezie-
hungsweise „streitbaren Demokratie“
(ebenso wie jenes der „freiheitlich
demokratischen Grundordnung“) wur-
den vor vierzig Jahren in die Recht-
sprechung der BRD eingeführt, um die

Verbote der Sozialistischen Reichspartei
(SRP) und der Kommunistischen Partei
Deutschlands (KPD) durchzusetzen (sie-
he Rolf Gössner in: Handbuch Deutscher
Rechtsextremismus, S. 857ff). Das Verbot
beider Parteien war von der damaligen
Regierung Adenauer in Demonstration
einer vermeintlichen Ausgeglichenheit
im staatlichen Vorgehen gegen Rechts-
wie Linksextreme gleichzeitig beantragt
worden. Der faktische Unterschied lag
darin, daß die SRP zur Zeit ihrer Auflö-
sung nur mehr über wenige Mitglieder
verfügte und Rechtsextreme schon bald
wieder Zugang zu den höchsten Ämtern
des Staates hatten, das Verbot der KPD
aber den Beginn einer Zeit der Repres-
sion gewaltfreier politischer Betätigung
markierte, die für tausende Betroffene
Haft- oder Geldstrafen, Berufsverbote
und die Zerstörung ihrer Existenzen be-
deutete.

An solch einem „krampfhaften Versuch
einer politischen Symmetrie“ (Gössner)
probiert sich nun auch Khol, wenn er
seinen Extremismus der Mitte damit zu
legitimieren trachtet, daß der „Verfas-
sungsbogen auch nach ’links’ zu ziehen
ist“. Die VAZ wies noch vor Beschluß-
fassung der Publizistikförderung jedes
einzelne Mitglied der Bundesregierung
darauf hin, „daß es nur eines kleinen
Schrittes bedarf, Gesinnungsvollzug zu
einer wahrhaften Gesinnungsjustiz
auszuweiten.“ Vizekanzler Schüssel sein-
erseits ließ die ZOOM wissen, daß es
uns „unbenommen ist, weiterhin zu er-
scheinen“. Immerhin.

Die VAZ bereitet eine Dokumentation
über die Verhinderung der Publizistik-
förderung vor. Ihre diversen Stellung-
nahmen, die Khol-Anfrage und weitere
Texte  s ind  bere i t s  j e tz t  unter
http://vaz.mediaweb.at/ abrufbar.

[1] Kurz nach Beschlußfassung der Publ-
izistikförderung zog Kohl seine Anfrage
am 17.12.1996 wieder zurück.

Die
Publizistikförderung
Die Publizistikförderung ist die
kleine Schwester der Presse-
förderung für Tages- und Wochenzei-
tungen. Der gesamte ausgeschüttete
Betrag ist mit etwa sieben Millionen
Schilling für ca. 100 Zeitschriften
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nicht viel höher als der Betrag, den
die „Krone“ allein erhält, und um ein
Vielfaches geringer als jener, den
manch eine Zeitung aus der sogenan-
nten besonderen Presseförderung er-
hält. (Letztes Jahr wurden fünfzehn
Tageszeitungen mit insgesamt fast
einer viertel Milliarde Schilling ge-
fördert.) Eine Zeitschrift, die um
Förderung ansucht, muß bestimmte,
im Bundesgesetz über die Förderung
politischer Bildungsarbeit und Publ-
izistik festgeschriebene inhaltliche
und formale Kriterien erfüllen. Dies
wird von einem aus PublizistInnen,
Parteien- und InteressenvertreterIn-
nen zusammengesetzten Fachbeirat
geprüft.

Heuer empfahl der Beirat, 126
Zeitschriften zu fördern und 110
abzulehnen. 1993 waren noch vier
von fünf Publikationen gefördert
worden, 1995 nur mehr jede zweite
– eine Folge der Auseinandersetzung
um das TATblatt. Nur bei sehr weni-
gen Zeitschriften wich die Bundes-
regierung in der Vergangenheit von
der Beiratsempfehlung ab und dies
immer nur aufgrund einer anderen
Einschätzung der formalen Kriterien.
Der Gesetzesbruch wurde erst letztes
Jahr durch die ÖVP hoffähig. Daß
die Ablehnung von vier Zeitschriften
nicht aufgrund gesetzlicher Kriterien
erfolgte, ist explizit im Bericht der
Bundesregierung über die Publizistik-
förderung 1995 dokumentiert.

VAZ fordert Khol
Keine Förderungen an
die
verfassungsgefährdend
e Organisation ÖVP

Eines haben wir von Herrn Khol gel-
ernt: Es muß „junktimiert“ werden.
Die Vereinigung alternativer Zeitungen
und Zeitschriften fordert daher –
Bausch um Bausch, Bogen um Bogen
– die Bundesregierung sowie alle Ver-
waltungsbeamten des Bundes als
„wehrhafte Demokraten“ (Khol)
dazu auf, die Auszahlung jedweder
F ö r d e r u n g s m i t t e l ,  W a h -
lkampfkosten-Rückerstattungen etc.
an die verfassungsgefährdende Or-
ganisation „Österreichische Volks-
partei“ sowie an jede ihrer Teil- oder
Nebenorganisationen und Medien
sowie an alle Organisationen oder
Medien, die mit der ÖVP in Verbin-
dung stehen oder die über die verfas-
sungsfeindliche Politik der ÖVP
berichten, ohne sich ausdrücklich
von ihr zu distanzieren, auf adminis-
trativem Wege zu unterbinden – und
zwar ausdrücklich ungeachtet allfäl-
liger gesetzlicher Bestimmungen.

Die ÖVP hat sich mit ihrer Wieder-
holungstäterschaft bei der Erpres-
sung von Gesetzes- und Verfassungs-
brüchen der Bundesregierung zum
Bestandteil eines uns bereits längst
bekannten, wenn auch absichtsvoll
hier nicht präziser gefaßten, recht-
s-schwarz-blau-braunen, gemeinge-
fährlichen und an sich von Gewalt
nicht einfach zu distanzierenden Net-
zwerkes gemacht und verdient daher
keine weitere Förderung seitens der
Republik.

Wir werden künftig sehr genau
beobachten, welche Medien z.B.
Inserate der ÖVP oder einer mit ihr
verbundenen Organisation anneh-
men, und behalten uns vor, ent-
sprechende, möglichst haltlose

Forderungen nachzureichen.

VAZ – Vereinigung alternativer Zeitun-
gen und Zeitschriften am 26.11.1996

Markus Kemmerling: Gelernter
Physiker, EDV-Kundiger und Web-En-
twickler bevor die Meisten „Inter-
net“ buchstabieren konnten. Redak-
tionsmitglied, organisatorisches und
moralisches Rückgrat von Context
XXI, Fels in allen Brandungen vom
mythologischen Anbeginn bis Mai
2003.
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